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Aufstehen gegen Rechts
zwischen Islam und Gewalt oder des islamischen Frauen-
bildes. Dahinter versteckt sich viel zu häufig die immer 
salonfähiger werdende Meinung: „Die passen eben doch 
nicht zu uns.“ Wieder ist es der „Focus“, dessen Cover die 
Ereignisse von Köln nahezu „perfekt“ in Szene setzt: Ein 
nackter weißer Frauenkörper, der sich nach den üblichen 
Spielregeln sexualisierter Werbung der Leserschaft bei­
nahe feilbietet, dabei aber mit „schmutzigen“ Handab­
drücken in schwarzer Farbe bedeckt ist. Hier wurde sich 
nicht mal mehr die Mühe gemacht, sich empört zu geben, 
nein, hier verschmelzen sexistischer Besitzanspruch mit 
rassistischer Symbolik auf eine sensationsgeile Art und 
Weise.
Der Presse eine Programmatik zu unterstellen, griffe 
allerdings zu kurz, da sie primär die Stimmung der Gesell-
schaft widerspiegelt. Laut einer Umfrage des Münchener 
Instituts IMAS von Anfang des Jahres erwarten knapp 
60 Prozent der deutschen Bevölkerung mehr Nach- als 
Vorteile durch die Aufnahme von Geflüchteten. Ein 
weiterer Indikator der kippenden Willkommenskultur 
sind die Reaktionen auf die jüngsten Äußerungen von 
Parteispitzen der Alternative für Deutschland zum Schuss-
waffengebrauch gegen Geflüchtete an Europas Grenzen. 
Sicherlich zogen die Äußerungen viel Empörung auf sich, 
doch führten sie auch nicht zur endgültigen Delegitimie-
rung der AfD. Im Gegenteil, die Statements von Frauke 
Petry und Beatrix von Storch dürften im rechten Lager auf 
breite Zustimmung stoßen.

Und alle rücken nach rechts...
So viel zur hiesigen Situation. In Frankreich holte der 
rechtsextreme Front National bei den Regionalwahlen 
Jahrhundertergebnisse. In Polen entmachtet eine derzeit 
rechtspopulistische Bewegung die städtischen Eliten, zahl-
reiche Richter/innen, Journalist/innen und Kulturschaffen-
de sind bereits nach ungarischem Vorbild ausgetauscht 

// Liebe Leser/innen der read.me, willkommen 
im Jahr 2016! Zugegeben, es ist etwas spät  
für so einen Einstieg, immerhin haltet ihr die 
Ausgabe zum Sommersemester in den Händen. 
Nichtsdestotrotz entstand diese Zeitung zwi-
schen den Jahren –  unter dem Eindruck all der 
Ereignisse, die dem Jahreswechsel voraus
gingen, ihn begleiteten und den öffentlichen 
Diskurs auch jetzt noch überschatten. //

So machte der Essener SPD-Stadtverband, während die 
letzten Zeilen dieses Beitrages entstanden, mit Parolen 
von sich reden, die bisher wohl eher der AfD oder Pegida 
zugeschrieben worden wären. Deutsche Soldat/innen 
befinden sich wieder in einem Kriegseinsatz, der von 
der Politik nun sogar als solcher benannt wird. Die Zahl 
der Angriffe auf Geflüchtetenunterkünfte hat laut einer 
BKA-Statistik im letzten Jahr die 700er Marke deutlich 
überschritten, und auch dort, wo (Neu-)Rechte und Ge-
gendemonstrant/innen aufeinander treffen, eskaliert die 
Gewalt zunehmend. Besonders die sexuellen Übergriffe 
der Silvesternacht am Kölner Hauptbahnhof haben eine 
Hysterie ausbrechen lassen, der sich viele nicht zu ent-
ziehen vermögen. Statt eine differenzierte Debatte über 
Sexismus, sexualisierte Gewalt und deren verschiedene 
kulturelle Ausprägungen schufen die Ereignisse nun eine 
Atmosphäre, in der ungeniert rassistisch-populistisch 
drauf los gepoltert wird.

Die Stimmung kippt
Zunächst sei hier die Presse genannt, die 2015 meist  
noch durch Vorsicht und Menschenfreundlichkeit auffiel –  
abgesehen natürlich von den üblichen Krawallschlagen-
den, etwa aus dem Hause Springer. Nun füllen selbst 
traditionell bildungsbürgerliche Medien ihre Programme 
und Seiten mit Ergründungsversuchen der Beziehungen 
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worden. Und die halbe Welt zittert bei dem Gedanken an 
einen möglichen US-Präsidenten Donald J. Trump. In der-
selben Zeit sterben weiterhin Menschen im Mittelmeer 
und an der mexikanischen Grenze, doch taugen diese 
wohl alltäglich gewordenen Tatsachen offenbar für keine 
Schlagzeilen mehr.
Gleiches gilt für die noch nicht sehr alte Forderung nach 
einer Diskussion von Fluchtursachen. Allerdings verwun-
dert das nicht besonders, bedeutete die logische Konse­
quenz nichts weniger als das Stellen der Systemfrage. 
Dass jedoch grundlegende gesellschaftliche Alternativen 
trotz aller Berechtigung bisher kaum Durchsetzungskraft 
besitzen, ist spätestens seit der Eurokrise und dem ökono-
mischen wie sozialen Niedergang Griechenlands deutlich 
geworden. Statt wieder vermehrt das kapitalistische Herr-
schaftssystem und dessen globalisierte Wirkungsweisen 
als solche zu problematisieren, breiten sich rassistische 
Meinungen und Menschenbilder immer weiter aus und 
werden von Politik und Medien dankbar aufgegriffen. So 
wurden aus Griech/innen „faule Südeuropäer“ und aus 
Flucht und Migration „Einwanderung in die Sozialsyste-
me“. Feindbilder schaffen Orientierung in unübersichtli-
chen Zeiten.
Für den oder die kritisch Denkende ist es jetzt mehr als 
sonst, sich nicht in diese Polarisierung hineinziehen zu 
lassen, an emanzipatorischen Grundüberzeugungen fest-
zuhalten und überall dort Position zu beziehen, wo ganze 
Menschengruppen pauschal verurteilt werden – ob in 
Schule oder Uni, im Betrieb oder Büro. Auch wir werden 
diesen Weg in Zukunft beibehalten, ist dies doch genau 
das, was in unseren Augen die GEW als Bildungsgewerk-
schaft auszeichnen muss. 

 
Mit solidarischen Grüßen
Philipp Möcklinghoff für die read.me Redaktion

Gewerkschaft  
Erziehung und Wissenschaft  



Bilden sich bald Rektorenbanden?
zaghaft sein soll. Schließlich müsse es darum gehen, 
so Imboden in der ZEIT, „sich darauf zu konzentrieren, 
was man gut kann. Auf den Rest verzichtet man“. 

Governance für die Hochschule?
Mit dem im Bericht genannten Ziel, die Governance an 
den Hochschulen zu verbessern, wird eine bestimmte 
Art der Hochschulleitung angepeilt. Durch gewisse 
Regierungstechniken sollen die Universitätsleitungen 
die für die beschlossenen Profilbildungen notwendige 
Umverteilung innerhalb der Hochschulen durchset-
zen. Dabei begrenzt sich Governance nicht auf streng 
hierarchische, sondern setzt auch auf partizipative Ele-
mente und verspricht so eine ungleich geschmeidigere 
Art der Durchsetzung von Macht. Insofern unterschei-
det sich diese Vorstellung von den doch recht plumpen 
Darstellungen Imbodens: Durch Beteiligungselemente 
in den Entscheidungsprozessen sollen die relevanten 
Interessengruppen an der Konsensfindung beteiligt 
werden. Zugleich besteht die Kunst der Governance in 
der Lenkung der Entscheidungsprozesse. Es geht also 
darum, die Rahmenbedingungen für den zu verhan-
delnden Konsens von der Führungsebene her gezielt 
abzustecken und Partizipationsprozesse zu organisie-
ren, an denen Menschen teilnehmen, ohne wirklich an 
der eigentlichen Sache mitbestimmen zu können. 

Mitbestimmung als Regierungstechnik
Governance wird immer von konkreten Praktiken 
gestützt – man denke an Evaluation, Elemente zur so 
genannten Qualitätssicherung, die Zuteilung kleiner 
Finanztöpfe zur studentischen Mittelmitverwaltung 
oder auch die Integration so genannter Stakeholder 
im Rahmen neuer Mitbestimmungsformen. Ein ver-
breitetes Beispiel für eine solche Art des Regierens 

ist jene Art von Evaluation, die nach einem zentral 
vorgegebenen Formular abläuft, das von einer einzigen 
Definition von guter Lehre ausgehend alle Fächer über 
einen Kamm schert und Evaluationsauswertungen 
nicht zur Verbesserung von Problemen, sondern als 
Daumenschraube bei der Mittelvergabe verwendet. 
Sie nutzt in dieser Form weder den Studierenden 
noch den Lehrenden oder Instituten sinnvoll. Würde 
man umgekehrt Mitbestimmung so gestalten, dass 
Lehrende und Lernende sich auf gleicher Augenhöhe 
über die Veränderung der Lehre austauschen könnten, 
wäre Evaluation eigentlich überflüssig. Die Teilnahme 
an den beschriebenen Evaluationen ist deshalb keine 
Mitbestimmung, sondern vielmehr Regierungstechnik. 
Vielleicht sind sie auch deshalb in einigen Studiengän-
gen verpflichtend vorgeschrieben oder können von 
Instituten und Studierenden nicht nach eigenen Über-
legungen für ihre Zwecke umgestaltet werden.

Hegemonie auf autoritärer Basis
Dem Gedanken nach setzt sich Governance mit parti-
zipativen Elementen von zu starren Regierungsformen 
ab. Ihre Art des gelenkten Konsenses lässt sich theore-
tisch gut mit dem begreifen, was Antonio Gramsci ein-
mal als Hegemonie definiert hat: „Konsens, mit Zwang 
gepanzert.“ Governance baut darauf auf, dass der Kon-
sens lenkend gesetzt werden kann. In dem Moment, in 
dem er einfach autoritär diktiert wird, handelt jemand 
nach Gramsci nicht mehr hegemonial, sondern fällt 
in einen autoritären Status zurück. Damit verliert die 
Macht ihre hegemoniale Basis. In genau diesem Punkt 
lässt sich mit Gramsci begreifen, was Imboden und 
einige Hochschulrektor/innen nicht begriffen haben: 
Eine hegemoniale Art der Regierungsführung ist an 
vielen Hochschulen der BRD nicht deshalb schwierig, 
weil es den Rektoren an Machtbewusstsein mangelt. 
Sie wird blockiert, weil die Hochschulen so autoritär 
gestrickt sind, dass ihre Akteure anstatt hegemonial zu 
handeln in autoritäre Handlungsmuster zurückkippen: 
die Durchsetzung von Macht – durch Zwang und ohne 
Konsens. 

Sven Lehmann studiert in Heidelberg  
und ist Sprecher des Bundesausschusses der  
Studentinnen und Studenten in der GEW

// Dass man zugleich Imperator und „lame 
duck“ sein kann, zeigen die Hochschulrektor/
innen in der BRD. Einerseits wurden ihre 
Machtbefugnisse ins Unerträgliche ausgewei-
tet, andererseits wird ihnen nun fehlendes 
Bewusstsein dafür attestiert. Eine neue 
Debatte um die Leitung von Hochschulen ist 
da – wir haben sie für euch kommentiert. //

Es ging nicht nur um Geld für einige Elitenprojekte,  
als die Bundesregierung angesichts der Verstetigung 
der Exzellenzinitiative ihr „weiter so“ bekannt gab. Mit 
dem Bericht der Imboden-Kommission zur Evaluation 
der Exzellenzinitiative und der Diskussion in der Presse 
setzten die verantwortlichen Akteure einen politi-
schen Akzent, der auf die ganze Hochschullandschaft 
abzielt: Um die angestoßene Profilbildung durchset-
zen zu können, seien – so der Bericht – „universitäre 
Differenzierung“ und eine „starke Führungsstruktur“ 
an den Hochschulen unabdingbar. Mit dem Ziel einer 
besseren Governance von Hochschulen wird jetzt in 
verschiedenen hochschulpolitischen Diskussionen 
der Ruf nach einer veränderten Selbstverwaltung der 
Hochschulen laut. Damit knüpft die aktuelle Diskussion 
an eine lange Debatte an, die vor einem halben Jahr im 
Berliner Tagesspiegel lief und sich um die Frage nach 
der „Regierbarkeit“ von Hochschulen drehte.

Der Wunsch nach starker Führung
Um klarzustellen, was man sich wiederum unter den 
Überlegungen der Kommission zur Evaluation der 
Exzellenzinitiative vorzustellen habe, wurde ihr Leiter 
im Nachgang zur Veröffentlichung des Berichts in 
Zeitungsinterviews konkreter. Am 3. Februar erklärte 
Dieter Imboden im Interview mit der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung: „Alle internationalen Spitzenuni-
versitäten haben eine starke Führungsspitze. Nur so 
ist es möglich, klare Schwerpunkte zu setzen und auch 
einmal Fächer zu streichen, um besonders forschungs-
starke Bereiche auszubauen.“ Und in dem Interview, 
das DIE ZEIT am darauf folgenden Tag veröffentlichte, 
stellte Imboden für die deutschen Hochschulleitungen 
fest: „Vielen [Rektoren] fehlt das Machtbewusstsein. 
Das sollten sie vom Münchner TU-Präsidenten Wolf-
gang Herrmann lernen. Er stellt sich hin und sagt: ‚Ich 
bin die TU und mache etwas Gutes!‘ Solche Persönlich-
keiten braucht es.“ Die Imboden-Interviews zeichnen 
eine bestimmte Vorstellung von Hochschulleitung: Es 
geht um die Ermächtigung einer präsidial-patriarcha-
len Führungsfigur, die beim Durchregieren nicht zu 

Eine neue Debatte über Hochschulleitungen und inneruniversitäre Hackordnung ist da
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Maßvolles Regieren ist 
längst aus dem Blick 
geraten. Statt auf Demokra­
tisierung der Hochschulen 
zu drängen, werden gegen-
wärtig Racketstrukturen an 
den Hochschulen etabliert.
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Pick­up­Arti sts

Studierendenverbände 
berichten – trotz Verbot 

// In Seminaren führt ein Frankfurter Student 
in die Techniken der „sti lsicheren Verführung“ 
ein. Der Aufreißertrainer gehört zur Szene der 
selbsternannten Pick­up­Arti sts – ob es sich 
hierbei wirklich um eine Kunst handelt oder 
vielmehr um sexisti sche Manipulati on, darü­
ber gibt es heft igen Streit. Im Januar landete 
dieser Streit vor dem Oberlandesgericht 
Hessen. In der Zeitung des Frankfurter AStA 
war über Akti vitäten von Pick­up­Arti sts auf 
dem Campus berichtet worden. Dabei wurden 
auch der Vorname sowie der erste Buchstabe 
des Nachnamens eines dort akti ven Vertreters 
dieser Szene genannt. Hiermit habe der AStA 
die Persönlichkeitsrechte des Betroff enen 
verletzt, entschied das Oberlandesgericht. //

Pikant: Hätt e der AStA sich auf die Pressefreiheit beru­
fen können, wäre die Berichterstatt ung möglicherweise 
okay gewesen. Doch dies, so das Gericht, ginge nur, 
wenn sich der AStA im ihm gesetzlich zugewiesenen 
Aufgabenbereich bewege. Das sei hier aber nicht der 
Fall: Der Inhalt des Arti kels gehe über den hochschul­
spezifi schen Bereich hinaus und sei daher von den Auf­
gaben des AStA gemäß hessischem Hochschulgesetz 
nicht gedeckt. Zahlreiche studenti sche Organisati onen 
solidarisierten sich mit dem AStA der Goethe­Uni und 
veröff entlichten im Februar zeitgleich die verbotenen 
Arti kel auf ihren Internetseiten – darunter diverse 
ASten anderer Hochschulen, CampusGrün, die Juso­
Hochschulgruppen, Die Linke.SDS und der freie zusam­
menschluss von studentInnenschaft en (fzs). 

Sonja Staack

Südafrika

Frei geboren, gefangen 
durch Schulden 

// Um 11,5 Prozent sollten die Studiengebüh­
ren in Südafrika Anfang 2016 erhöht werden. 
Damit würde sowohl die Hürde für Studie-
rende aus ärmeren Verhältnissen, ein Studium 
zu beginnen, noch einmal größer werden, 
als auch die Kluft  zwischen reich und arm sich 
weiter vergrößern. 46.000 Rand für einen 
Bachelor – umgerechnet sind das um die 3.000 
Euro, und die gleiche Summe noch einmal für 
Wohnen und Leben. Ein Studium steht oft mals 
nur privilegierten weißen Familien off en. //

Am 14. Oktober 2015 begannen die größten Demons­
trati onen seit dem Ende der Apartheid. Tausende 
Studierende protesti erten – nicht nur gegen eine 
Erhöhung der Gebühren, sondern auch gegen den 
systemati schen Rassismus an den Universitäten. Ihren 
Höhepunkt erreichten die Proteste vor dem Regie­
rungssitz in Pretoria. Die wütenden Studenten und 
Studenti nnen forderten Präsident Jacob Zuma zu einer 
Erklärung auf. Es kam zu gewaltsamen Auseinander­
setzungen zwischen Polizei und Demonstrierenden. 
Am Nachmitt ag erklärte Zuma: Er verstehe die Sorgen 
der Studierenden aus ärmeren Familien. Langfristi ge 
Lösungen müssten deshalb gesucht werden, um so 
den Zugang zur Bildung sicherzustellen. 
Einen ersten Erfolg können die Proteste vorweisen: 
Die Erhöhung der Studiengebühren wurde für das Jahr 
2016 ausgesetzt. Wie es jedoch danach weitergeht, ist 
off en.

Sarah Bioly 

Syrien

Fachschaft en kriti sieren 
überstürztes Eingreifen 

// Tornado­Aufk lärungsfl ugzeuge über Syrien 
sollen die Solidarität zu Frankreich bekunden. 
Zu Recht kriti sieren die deutschen Fachschaf­
ten der Friedens­ und Konfl iktf orschung in 
einer gemeinsamen Erklärung das Vorgehen 
der Bundesregierung. Die vielfälti gen Ver­
strickungen und diff usen Fronten könnten 
keinen einfachen Lösungsweg bereithalten. 
Deshalb sei es umso wichti ger, eine öff entliche 
Debatt e über den Militäreinsatz zu führen und 
ihn nicht innerhalb von drei Tagen ohne UN-  
Mandat durch das Parlament zu prügeln, so 
die Stellungnahme. //

Wer nämlich darunter leiden wird, ist die syrische Zivil­
bevölkerung. Dieser wäre vielmehr geholfen, wenn dem 
so genannten Islamischen Staat die fi nanzielle Grundlage 
entzogen würde, indem der Ölschmuggel an der türki­
schen Grenze bekämpft  und die Waff enlieferungen an 
den IS unterbunden werden. 
Solidarität mit Frankreich muss also nicht heißen, dem 
Bündnispartner unüberlegt in den Krieg zu folgen. 
Deshalb fordern die Fachschaft en: keinen überstürzten 
militärischen Einsatz in Syrien!

Ausführlichere Informati onen unter: 
www.fuk­fachschaft .de 

Sarah Bioly 

Türkei

Politi sche Verfolgung von Wissenschaft ler/innen  
// Rund 1200 Wissenschaft ler/innen sehen sich in der Türkei staatlicher Verfolgung ausgesetzt, 
weil sie sich für eine friedliche Lösung des Konfl ikts in den kurdischen Gebieten einsetzen. In 
einem Aufruf „Akademiker für den Frieden“ hatt en sie sich im Januar für ein Ende der Gewalt 
und für Verhandlungen ausgesprochen. Die türkische Regierung reagierte darauf mit Drohun­
gen und Repressalien in Form von Verhaft ungen und Disziplinarverfahren. //

Wie bereits zahlreichen Journalist/innen, Gewerkschaft er/innen und Oppositi onellen zuvor, wird ihnen Staatsbe­
leidigung und Terrorpropaganda vorgeworfen. Während die deutsche Regierung auf Kooperati on in ihrer Flücht­
lingspoliti k setzt, kennzeichnen militärische Gewalt gegen Kurd/innen und politi sche Verfolgung immer unverhoh­
lener die Politi k der regierenden AKP von Präsident Erdogan. Deshalb fordert auch der Verband der Studierenden 
aus Kurdistan (YXK) eine Solidarisierung mit den Verfolgten und eine Unterstützung ihres Friedensaufrufs.

Valenti n Dietrich

Zensur?

Streit um Ökonomiebuch 
für den Unterricht 

// Man kann es wieder bestellen – das Unter­
richtsbuch „Ökonomie und Gesellschaft “ der 
Bundeszentrale für Politi sche Bildung (bpb). 
Das ist nicht selbstverständlich. Im Herbst 
hatt e sich die Bundesvereinigung der Arbeit­
geberverbände beim Bundesinnenministerium 
über das Buch beschwert. Ihre Kriti k: Das freie 
Unternehmertum käme in dem Buch schlecht 
weg. Das Ministerium wies daraufh in die 
Bundeszentrale für Politi sche Bildung an, das 
Buch nicht weiter zu vertreiben – unter lautem 
Protest der Gewerkschaft en. //

Das Unterrichtsbuch soll Lehrerinnen und Lehrer dabei 
unterstützen, wirtschaft liche Kenntnisse zu vermitt eln. 
Es stellt hierbei neben dem herrschenden Wirtschaft s­
system auch Modelle alternati ven Wirtschaft ens dar. 
Entstanden ist es unter der wissenschaft lichen Leitung 
von Prof. Dr. Betti  na Zurstrassen von der Universität 
Bielefeld. Das Buch sei „einseiti ge Propaganda gegen die 
Wirtschaft “, kriti siert der Arbeitgeberverband. Dagegen 
sagt die Deutsche Gesellschaft  für Soziologie, die sich 
in einer ausführlichen Stellungnahme zu dem Konfl ikt 
geäußert hat, dass die Vorwürfe nicht haltbar seien. Die­
ser Haltung hat sich inzwischen auch der wissenschaft li­
che Beirat der bpb angeschlossen – und das Buch wieder 
zum Verkauf freigegeben. 

Sonja Staack 
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Personalvertretung nun auch für 
Hilfskräfte

dass kaum eine studentische Hilfskraft und wohl auch 
nur ein Teil des befristet angestellten wissenschaft-
lichen Personals bei seiner Einstellung etwas von 
diesem Umstand weiß. 

Das Wahlrecht wird gekonnt ausgehebelt
Die Personalvertretungsgesetze der Länder sehen 
Mindestzeiträume vor, die man zum Zeitpunkt der 
Wahl bereits an der Dienststelle oder im Bereich der 
öffentlichen Verwaltungen beschäftigt sein muss, um 
aktiv oder sei es nur durch Ausübung des Wahlrechts 
an der Personalvertretung teilhaben zu können. Um 
bei den Wahlen zum Personalrat an einer sächsischen 
Hochschule wahlberechtigt zu sein, muss man zum 
Zeitpunkt der Wahl eine Beschäftigungsdauer von 
mindestens drei Monaten vorweisen können. Um 
als Kandidat/in für den Personalrat wählbar zu sein, 
müssen es gar sechs Monate sein. Somit erfüllen nicht 
einmal 15 Prozent der studentischen Beschäftigten die 
Voraussetzung, um die Arbeit des Personalrates aktiv 
mitzugestalten. Die Situation in anderen Bundeslän-

dern unterscheidet sich davon oft nur marginal. Einzig 
in Berlin ist bereits im Hochschulgesetz eine Regelver-
tragslaufzeit von vier Semestern festgeschrieben.

Was bleibt zu tun?
Das Wissen studentischer Beschäftigen um ihre Rechte 
als Arbeitnehmer/innen ist im Schnitt nicht besonders 
ausgeprägt. Informationen dazu werden von den 
Hochschulen oft gar nicht oder nur sehr versteckt 
bereitgestellt. Dies zeigt sich schon daran, dass kaum 
eine wissenschaftliche Hilfskraft von ihrem Recht auf 
Urlaub oder Lohnfortzahlung im Krankheitsfall weiß. 
Für die Durchsetzung der Arbeitnehmer/innenrechte 
von studentischen und wissenschaftlichen Hilfskräften 
ist mehr als nur eine Gesetzesänderung nötig. Viel-
mehr bedarf es auch einer aktiven Aufklärungsarbeit 
unter unseren Kommiliton/innen!

Bernd Hahn studiert in Chemnitz 
und ist Sprecher des LASS Sachsen

// Durch eine Änderung des sächsischen Perso­
nalvertretungsgesetzes können sich nun auch 
studentische Hilfskräfte (SHK) und wissenschaft-
liche Hilfskräfte (WHK) an sächsischen Hoch-
schulen vom Personalrat vertreten lassen. //

Haushaltstechnisch sind studentische und wissen-
schaftliche Hilfskräfte an Hochschulen Sachmittel –  
also so etwas wie ein Stuhl, ein Kopierer oder eine 
Packung Kreide –, und so wird auch mit ihnen umge-
gangen. Der Fakt, dass es sich trotz dieser Finanzie-
rungsweise um Angestellte der Hochschule und damit 
um Menschen mit Vertretungsanspruch handelt, wird 
in einigen Bundesländern einfach per Gesetz weg­
definiert. In der Regel heißt es da: „Als Beschäftigte 
im Sinne dieses Gesetzes gelten nicht […] studentische 
Hilfskräfte […].“ Eine Zuständigkeit des Personalrates 
ist auf diesem Wege ausgeschlossen, und die studen-
tischen Vertretungen sind mit den spezifischen Belan-
gen studentischer Beschäftigten oftmals überfordert.

Ausnahmen gibt es einige
Unter anderem in Baden-Württemberg, Bayern, 
Bremen und Sachsen-Anhalt sind Hilfskräfte als Hoch-
schulpersonal anerkannt und können sich somit durch 
den Personalrat ihrer Hochschule vertreten lassen.  
Das Berliner Personalvertretungsgesetz geht sogar 
noch weiter und definiert für die studentischen Be-
schäftigten jeder Hochschule eine eigene Dienststelle, 
sodass studentische Hilfskräfte ihren eigenen Perso-
nalrat wählen können und auch von diesem vertreten 
werden.
Seit dem 1. Januar diesen Jahres sind nun auch studen-
tische und wissenschaftliche Hilfskräfte an sächsischen 
Hochschulen Personal im Sinne des Personalvertre-
tungsgesetzes. Die Vertretung durch den Personalrat 
findet jedoch, wie auch bei den wissenschaftlichen 
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, nur auf Antrag 
statt. Problematisch ist in diesem Zusammenhang, 

Sachsen
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Weiterführende Informationen der GEW: 
• �Ratgeber studentische und wissenschaftliche 

Hilfskräfte an Hochschulen 
• �Ratgeber Jobben im Studium
• �Info-Flyer Mindestlohn an Hochschulen
• �Studie zur Situation und Lage von studentischen 

Beschäftigten  
www.gew.de/studium/studium-und-job/

Hilfskräfte verschaffen sich Gehör –  
Streik an der Goethe-Universität 
Frankfurt am Main

Alles, bloß kein Tarifvertrag
restliche Personal. Nicht gerade revolutionär also und 
noch ein gutes Stück weg von dem, was den studenti-
schen Beschäftigten gerechterweise zustünde. 
Doch nicht einmal dazu ist die Universitätsleitung  
bereit, sie bietet lediglich eine Selbstverpflichtung. 
Mit ihren Zugeständnissen entkräfteten die Hilfskräfte 
die letzten nachvollziehbaren Argumente von Präsi-
dentin und Kanzler. Befürchtungen exorbitanter Kos-
tensteigerungen sowie der Appell an die konfliktfreie 
universitäre Gemeinschaft waren wichtige Eckpfeiler 
des Argumentationsgebäudes, das sie gegen einen 
Tarifvertrag errichtet hatten. Die Forderungen der 
Hilfskräfte brachten es zum Einsturz. Denn ein Tarif-
vertrag ohne direkte Gehaltssteigerungen bedeutet 
keine Mehrkosten. Trotzdem wären Hilfskräfte endlich 
ein Stück weiter in die Personalgemeinschaft der Hoch-
schule integriert.

Kein Mut zur Tarifautonomie
Die Hochschulleitung traut sich nicht, einfach einen Ta-
rifvertrag abzuschließen. Sie flieht lieber in ein anderes 
Argumentationsmuster. Statt der Uni-Gemeinschaft 
beschwört sie nun die der hessischen Universitäten, 
aus der sie nicht ausscheren möchte. Perfide daran 
ist, dass gerade das Präsidium selbst eine einheitliche 

Linie der hessischen Universitätspräsidien zugunsten 
der Hilfskräfte hinauszögert. Begründung: laufende 
Verhandlungen in Frankfurt. Und genau diese brach 
die Hochschulleitung nun Mitte Februar ab, ohne 
auch nur argumentativ auf das Gewerkschaftsangebot 
einzugehen, geschweige denn ein eigenes vorzulegen. 
Von der Eigenständigkeit bleibt ebenso wenig übrig 
wie vom beschworenen gleichberechtigten Diskurs 
der besseren Argumente. Die liegen offensichtlich auf 
Seiten der Hilfskräfte.

Valentin Dietrich studiert in Frankfurt/Main  
Soziologie und ist im Landesausschuss der Studentinnen 
und Studenten der GEW Hessen aktiv

// Das Frankfurter Uni-Präsidium sucht nach 
immer neuen Ausflüchten, um einen Tarifver-
trag für Hilfskräfte zu verhindern. //

Laut und voll war es im Dezember beim zweiten Warn-
streik der Hilfskräfte an der Goethe-Uni Frankfurt. 
Hunderte studentische Beschäftigte und Sympathi-
sant/innen zeigten sich nicht bereit, die Hinhaltetaktik 
des Präsidiums weiter zu akzeptieren. Das war bereits 
im April 2015 vom Senat beauftragt worden, die Hilfs-
kräfte in den Tarifvertrag aufzunehmen. Stattdessen 
richtete das Präsidium eine „Task Force Hilfskräfte“ 
ein. Offiziell eine Arbeitsgruppe, die das entsprechen-
de Vorgehen konkretisieren sollte. Faktisch stellte sie 
sich allerdings schnell als ein Verzögerungsinstrument 
ohne Stimmrecht der Betroffenen heraus.

Dem Präsidium gehen die Argumente aus
Die Hilfskraftinitiative ist, gemeinsam mit der GEW, 
dem Präsidium weit entgegengekommen. Sie stellte 
ihre berechtigten Forderungen nach angemessenen 
Lohnsteigerungen zunächst zurück und forderte ledig-
lich die Tarifierung des Status quo. Mit dem kleinen 
Zusatz, dass studentische Hilfskräfte wenigstens zu-
künftig die gleichen Lohnerhöhungen erhalten wie das 

Uni Frankfurt am Main
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Auftakt der GEW-Aktionswoche „Traumjob Wissenschaft“  
am 2. November in Berlin: 45 rote und fünf grüne Figuren – 
Symbole für das Verhältnis von befristeten zu unbefristeten 
Stellen wissenschaftlicher Angestellten an Hochschulen –  
zogen trommelnd von der Humboldt-Uni zum Branden-
burger Tor, um auf die prekäre Beschäftigungssituation 
aufmerksam zu machen.

// An Hochschulen zu arbeiten, ist ein Alb-
traum. Zumindest wenn es nur um den Stan-
dard und die Rechte der Beschäftigten gehen 
würde. Verantwortlich hierfür ist die nach wie 
vor feudale Struktur der deutschen Hochschu-
len: Es gibt Professor/innen (nur wenige davon 
Professorinnen) und danach kommt, was 
Jobsicherheit, Verdienst, Prestige und Gehalt 
angeht, lange nichts. Die anderen wissenschaft-
lichen Beschäftigten sind zumeist als wissen-
schaftliche Mitarbeiter/innen bei den Hoch-
schulen angestellt, sind einem Lehrstuhl oder 
einer Professur zugeordnet und schreiben dort 
auch oft ihre Qualifizierungsarbeiten. //

Wer in der Wissenschaft bleiben will, ist auf das 
Wohlwollen der Prüfenden angewiesen – der/die 
eigene Professor/in ist zudem meist entscheidend 
dafür, ob eine Dauerstelle in der Wissenschaft er-
reichbar ist.

Prekäre Wissenschaft
Zu den beschriebenen Abhängigkeiten kommt hinzu, 
dass wissenschaftliche Mitarbeiter/innen zu 90 Pro­
zent befristet angestellt sind, bei mehr als 50 Prozent 
von ihnen laufen die Verträge sogar weniger als ein 
Jahr. Wissenschaftler/innen tragen demnach stets das 
Risiko, ihre Anstellung zu verlieren. Dies schränkt die 
Lebensplanung gerade in der Phase der Familienpla-
nung ein, was Frauen* besonders hart trifft und sich 
auch darin ausdrückt, dass vier von fünf Professuren 
von Männern* besetzt sind. Auch mit der wissen-
schaftlichen Freiheit sieht es schlecht aus, wenn 
Wissenschaftler/innen immer wieder auf die Gnade 
der Vorgesetzten hoffen müssen. Sich gegen diese 
Missstände zu wehren und zu organisieren, wird durch 
die prekären Bedingungen sowie die Abhängigkeiten 
nochmals erschwert.
Eine der Ursachen für diese Situation ist das Wissen-
schaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG), das gemein-
sam mit einer altertümlichen Hochschulstruktur und 
einer patriarchal-autoritären Denklogik zu den misera-
blen Arbeitsbedingungen führt. Dieses Bundesgesetz 
erlaubt Befristungen weit über das sonst erlaubte Maß 
hinaus. Mitarbeiter/innen können bis zu sechs Jahre 

vor und sechs Jahre nach der Promotion befristet 
angestellt werden. Dabei reihen sich beliebig viele und 
beliebig winzige Kettenverträge aneinander.

Proteste und (kleine) Erfolge
Da die miserablen Arbeitsbedingungen zum einen 
von Wissenschaftler/innen hörbar artikuliert und 
andererseits Warnungen nach Abwanderung entlang 
der Linie deutscher Standortlogik laut wurden, sah 
sich im letzten Jahr die Bundesregierung zum Handeln 
genötigt und legte einen Gesetzesentwurf vor. Auf 
Druck von großen Wissenschaftsorganisationen, 
wie der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) 
oder der Hochschulrektorenkonferenz, versicherte 
Ministerin Wanka jedoch sofort, die Reform werde die 
Flexibilität der Arbeitgeber/innen nicht einschränken 
– Wissenschaftler/innen also als planungstechnische 
Verfügungsmasse belassen.
Im Rahmen dieser Ansprüche kam eine Reform her-
aus, die als Schweizer Käse auf dem Küchentisch den 
Betroffenen wohl besser bekäme. In nahezu jeder 
kleinen Verbesserung findet sich ein Schlupfloch für die 
Wissenschaftsmanager/innen, um bei der Befristung zu 
bleiben. So sollen Befristungen nur noch bei „Qualifizie-
rungsstellen“ möglich sein, also z. B. bei Promotions- 
oder Habilitationsvorhaben. Was Qualifizierungsstellen 
sind, definieren aber die Hochschulen bzw. deren 
Leitungen. Da jegliche wissenschaftliche Praxis neue 
Erkenntnisse auch für den Forschenden mit sich bringt, 
dürfte es den Hochschulleitungen nicht schwerfallen, 
alle Stellen als Qualifizierungsstellen zu etikettieren – 
es bleibt zu hoffen, dass Betroffene vor Gericht ziehen 
und dort verbindliche Regelungen erkämpfen. Die GEW 
hat bereits Unterstützung angekündigt.
Auch gegen Ultrakurzzeitbefristungen wurde wenig 
unternommen – was zum Beispiel durch die Einfüh-
rung einer konkreten Mindestvertragslaufzeit möglich 
gewesen wäre. Die Dauer soll künftig „angemessen“ 
sein, so das neue Gesetz; auch hier ein großes Loch im 
Käse, durch das Arbeitgeber/innen schlüpfen können. 
Die Entgrenzung der Arbeitszeit wurde ebenfalls nicht 
angegangen, es fehlen Mechanismen, die garantieren, 
dass es tatsächlich Zeit zur angestrebten „Qualifizie-
rung“ – also etwa zum Schreiben der Doktorarbeit – 
gibt. Das Erreichen des Qualifikationsziels wird so viel-

fach weiterhin unbezahltes Privatvergnügen bleiben. 
Man könnte das auch Ausbeutung nennen.
Nur an einer Stelle ist das Gesetz klar: Mitarbeiter/
innen in Administration und Technik dürfen nicht mehr 
nach dem WissZeitVG befristet werden. Es gibt noch 
weitere kleine Fortschritte: Wenn Forscher/innen auf-
grund von Drittmittelfinanzierung befristet beschäftigt 
werden, müssen sie nun zumindest so lange angestellt 
werden, wie das Projekt läuft. Ein klarer Erfolg der 
organisierten Angestellten und Studierenden.

Neue Regelungen für studentische Hilfskräfte
Für die Studierenden hingegen drohte zunächst sogar 
eine drastische Verschlechterung. So wollte die Bun-
desregierung, dass Hilfskräfte nur noch vier Jahre be-
fristet beschäftigt sein dürfen. Das hätte ein sofortiges 
Job-Aus vieler erfahrener Hilfskräfte bedeutet. Durch 
den vehementen Einsatz von ASten, Gewerkschaften, 
lokalen Initiativen und dem fzs konnte diese Grenze 
auf sechs Jahre angehoben werden.
Das Kernproblem aber bleibt das Wissenschaftszeit­
vertragsgesetz selbst. Denn eigentlich gibt es keinen 
Grund, an Hochschulen ein Befristungsunwesen zu 
errichten, das überall sonst undenkbar wäre. Was 
wäre so schlimm an selbstbewussten, unabhängi-
geren Wissenschaftler/innen auch ohne Professor/
innentitel? Es bleibt der Eindruck, dass hier Professor/
innen und Hochschulleiter/innen vor allzu selbststän-
digen Wissenschaftler/innen geschützt werden sollen. 
Das Wissenschaftszeitvertragsgesetz, das es auch 
Gewerkschaften verbietet, mit Hochschulleitungen 
über Befristungen zu verhandeln, kommt somit als ein 
Schutzgesetz für überkommene, patriarchal-autoritäre 
Strukturen in der Wissenschaft daher. Dazu mühsam 
verpackt im neoliberalen Gewand der Flexibilisierung 
und Verfügbarkeit. Vielleicht sollten auch wir Studie-
renden und jungen Wissenschaftler/innen die Löcher 
im Käse nutzen, um trotz der widrigen Bedingungen 
für eine andere Wissenschaftslandschaft zu streiten. 
Zeit, den Käse zu essen und gute Arbeit und Demokra-
tisierung durchzusetzen.

Ben Seel ist Mitglied im Vorstand des freien zusammen-
schlusses von studentInnenschaften (fzs)

Wissenschaft in Bewegung

Seit 2010 bringt die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft mit ihrer Kampagne für den Traum-
job Wissenschaft Bewegung in die Hochschulwelt. 
Ganz oben auf der Agenda: die Hire-and-Fire-
Politik der Wissenschaftsarbeitgeber durch immer 
neue Fristverträge. Die Novelle des Wissen-
schaftszeitvertragsgesetzes ist ein Etappensieg. 
In einer bundesweiten Aktionswoche der GEW 
hatten im November letzten Jahres an über 100 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler mit bunten 
Aktionen deutlich gemacht, dass sie endlich eine 
Bewegung des Gesetzgebers erwarten. 
„Die Gesetzesänderung, die die Große Koalition 
auf den Weg gebracht hat, bleibt in vielen Punk-
ten hinter den Forderungen der GEW zurück. Aber 
die Rahmenbedingungen für den Kampf um faire 
Beschäftigungsbedingungen an Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen werden sich verbes-
sern“, sagt Dr. Andreas Keller, stellvertretender 
Vorsitzender der GEW. Jetzt geht es um die Um-
setzung. Die GEW wird den Arbeitgebern hierbei 
genau auf die Finger schauen. 

Mehr Informationen: 
www.gew.de/ 
wissenschaft/wissenschaftszeitvertragsgesetz

Befristung ist doch Käse
Novelle des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes
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// Langzeitstudiengebühren waren der Einsti eg 
in die allgemeinen Studiengebühren. Als 
Totschlagargument wurde immer wieder das 
Klischee der bummelnden Langzeitstudent/
innen bemüht. Durch den Übergang zu allge-
meinen Studiengebühren und schließlich deren 
Abschaff ung sind auch die Langzeitbeiträge 
fast überall wieder verschwunden. Doch in 
sechs Bundesländern sind sie noch im Hoch­
schulgesetz verankert, in fünf davon werden 
derzeit tatsächlich Gebühren kassiert. //

In Bremen, Niedersachsen, Sachsen­Anhalt und Thü­
ringen werden Langzeitstudiengebühren nach ver­
schiedenen Modellen ab dem vierten bis sechsten 
Semester über Regelstudienzeit fällig. In Sach­
sen stehen Langzeitgebühren seit 2013 im 
Hochschulgesetz und konnten unter Be­
achtung gewisser Regularien erstmals 
zum vergangenen Wintersemester 
erhoben werden. Das Hochschul­
recht des Saarlandes räumt den 
Hochschulen die Möglichkeit ein, 
selbst über derarti ge Gebühren zu 
entscheiden, jedoch bleibt diese 
Möglichkeit derzeit ungenutzt. 
Eine Abschaff ung der Langzeit­
studiengebühren ist in keinem der 
genannten Länder, mit Ausnahme 
von Thüringen, absehbar.

Folgt man den Argumenten der Verfechter/innen von 
Langzeitstudiengebühren, so sind unsere Hochschulen 
stark belastet durch Student/innen, die ihr Studium 
längst hätt en abschließen können, dies aber nur aus 
Bequemlichkeit heraus nicht tun. Eine Betrachtung 
der wirklichen, äußerst diversen Gründe, die Regel­
studienzeit zu überziehen und der damit einhergehen­
den tatsächlichen Mehrbelastung der Hochschulen, 
fi ndet in der Debatt e kaum statt . Ganz im Gegen­
teil – die Argumentati on der Befürworter/innen von 
Langzeitstudiengebühren ist häufi g polemisch. Neben 
Bummelei und Faulheit wird Student/innen außerhalb 
der Regelstudienzeit auch immer wieder Sozialschma­
rotzertum vorgeworfen. Kronzeuge dafür sollen die 
sozialen Vergünsti gungen sein, die mit dem Student/

innenstatus einhergehen. 
Unterzieht man diese Vorwürfe einer genau­

eren Analyse, so lösen sie sich in blanken 
Populismus auf. Student/innen sind von 

Arbeitslosengeld II gesetzlich ausge­
schlossen und haben nur begrenzt 

Zugang zu anderen Sozialleistungen 
wie Wohngeld. Ein stabiles Einkom­
men können sie nur aus staatlicher 
oder privater Studienförderung, von 
Angehörigen oder aus eigener Hände 
Arbeit beziehen – allesamt Einkom­
mensquellen, die sich auf Dauer nicht 

mit Faulheit und Nichtstun vertragen.
Die Gründe, länger zu studieren, sind 

individuell sehr verschieden. Oft mals 

Vier Semester drüber? 
Das macht 500 Euro!

Langzeitstudiengebühren

sind es jedoch soziale oder fi nanzielle Zwänge, die 
den Abschluss in Regelstudienzeit verhindern: Die 
Pfl ege von Angehörigen oder Kindern, soziales oder 
politi sches Engagement, eine Krankheit oder nicht 
zuletzt die Notwendigkeit, den Lebensunterhalt selbst 
zu verdienen. Nur ein Teil dieser Umstände wird durch 
Regelungen zum Nachteilsausgleich abgemildert – von 
einem wirklichen Ausgleich kann nicht die Rede sein, 
da sich die Verlängerung der Regelstudienzeit nicht am 
tatsächlich Nöti gen, sondern an fi kti ven durch Gesetze 
festgeschriebenen Limits orienti ert.
Mit Abstand als größtes Hindernis für ein Studium in 
Regelstudienzeit kann die unzureichende fi nanzielle 
Unterstützung gesehen werden. Im Jahr 2012 wurden 
nur 19 Prozent aller Student/innen nach dem Bun­
desausbildungsförderungsgesetz (BAföG) gefördert. 
40 Prozent hingegen mussten zur Sicherung ihres 
Lebensunterhaltes einer Erwerbstäti gkeit nachgehen. 
Unter den Student/innen, die die Regelstudienzeit 
bereits überschritt en haben, dürft e die Quote derer, 
die arbeiten müssen aufgrund des Wegfalls der 
Förderung nach BAföG, noch deutlich höher liegen. 
Die Einbuße von Kindergeld und Familienkrankenver­
sicherung mit dem 26. Geburtstag tut ihr Übriges. So 
treff en in der Endphase des Studiums eine steigende 
Belastung durch das Studium und sich zuspitzende 
Finanzierungsprobleme aufeinander und verstärken 
sich gegenseiti g.

Massenphänomen Langzeitstudent/innen?
Stati sti sche Daten über die Verteilung von Student/
innen auf die Fachsemester liegen derzeit nur für 
einzelne Bundesländer vor. In Sachsen beispielsweise 
waren im Wintersemester 2014/15 nicht einmal 
3,5 Prozent der Student/innen in einem Semester, 
für das Langzeitgebühren anfallen. Über einen Mehr­
aufwand der Hochschulen durch Studierende außer­
halb der Regelstudienzeit gibt es keine belastbaren 
Zahlen. Der Verbrauch von Ressourcen durch einfache 
Einschreibung dürft e nahezu gegen Null gehen. Ein 
realer Aufwand entsteht nur dann, wenn Prüfungen 
abgelegt oder Laborprakti ka absolviert werden. Diese 
Ressourcen nehmen Student/innen aber während 
ihres Studiums alle in Anspruch, ob sie sich in der 
Regelstudienzeit befi nden oder nicht. Es kann daher 
nicht von einem Mehraufwand, sondern lediglich von 
einer zeitlich gestreckten Inanspruchnahme der Hoch­
schulressourcen gesprochen werden.

Rati onalisierung um jeden Preis
Langzeitstudiengebühren sind ein verfehltes Inst­
rument profi torienti erter Bildungsrati onalisierung. 
Angeblich sollen sie die durchschnitt liche Studienzeit 
verkürzen und Student/innen über der Regelstudien­
zeit zu einem zügigen Abschluss moti vieren. Nach der 
Einführung der Langzeitgebühren im Baden­Württ em­

berg verringerte sich zwar der Anteil der Langzeitstu­
dent/innen drasti sch, die Quote der erfolgreichen 
Studienabschlüsse veränderte sich jedoch kaum.
Tatsächlich bewirken Langzeitstudiengebühren 
also nur eines: Sie treff en diejenigen in unserem 

Hochschulsystem, deren Lebensumstände ohnehin 
schon nicht einfach sind, und verschärfen ihre soziale 

Lage so weit, dass ein erfolgreicher Abschluss des 
Studiums unmöglich werden kann. Eine wirkliche 
Erhöhung der Studienerfolgsquote kann nur gelingen, 
wenn die Hochschulen zukünft ig fl ächendeckend Teil­
zeitstudienmodelle anbieten und das BAföG sowohl 
in seiner Förderungsdauer als auch in seiner Wirksam­
keit für Studierende massiv ausgeweitet wird.

Bernd Hahn studiert in Chemnitz 
und ist Sprecher des LASS Sachsen

Student 
sucht 
Arbeit!
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Ausländer/innen zur Kasse?
// Das grundständige Studium in Deutschland 
ist gebührenfrei. Für alle – fast: An der Musik-
hochschule in Leipzig zahlen Studierende ohne 
EU-Pass 1.800 Euro pro Semester. Sachsen 
hatte vor drei Jahren die Möglichkeit einge-
führt, Gebühren von Nicht-EU-Studierenden 
zu erheben. In Baden-Württemberg debattie-
ren die Grünen über ein entsprechendes 
Modell. Studierendenverbände sind empört. 
Das Aktionsbündnis gegen Studiengebühren 
reichte jetzt Beschwerde bei der EU-Kommis-
sion ein. //

Gebühren nur für Ausländerinnen und Ausländer –  
das ist mit dem Gleichheitsgrundsatz nicht verein-
bar, sagt Kurt Stiegler vom Aktionsbündnis gegen 
Studiengebühren (ABS). Er verweist auf die EU-Richt-
linie 2003/109/EG. Wer eine langfristige Aufenthalts-
berechtigung hat, so steht es dort, muss beim Zugang 
zur allgemeinen und beruflichen Bildung so behandelt 
werden wie eigene Staatsangehörige auch. Mindes-
tens für diese Gruppe seien die sächsischen Gebühren 
folglich rechtswidrig, so Stiegler. Deshalb soll nun die 
EU-Kommission die Regelungen des sächsischen Hoch-
schulgesetzes überprüfen. 
In Baden-Württemberg gibt es bisher keine Gebühren 
für ausländische Studierende, aber die Debatte läuft 
auch hier auf Hochtouren. Bis zu 1.000 Euro pro Se-
mester könnte das Studium für Nicht-EU-Studierende 
künftig kosten, so haben es die Grünen vorgeschlagen, 
die im Südwesten den Ministerpräsidenten stellen. Auf 
diese Weise könne das Land jährlich einen zweistelli-
gen Millionenbetrag einnehmen. Auf entsprechende 
Einnahmen dürfte wohl auch der baden-württem-
bergische Rechnungshof schielen, der vorschlug, von 
Studierenden aus Staaten außerhalb der EU, die nicht 
über eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung 
verfügen, an den Musikhochschulen mindestens  
2.000 Euro pro Semester zu erheben. 

Rechtliche Bedenken
Auch in Baden-Württemberg stellt man sich nun die 
Frage, ob das rechtlich überhaupt geht. Der Münste-
raner Anwalt Wilhelm Achelpöhler hat im Auftrag des 
ABS ein Rechtsgutachten zu dieser Frage angefertigt. 
Sein Ergebnis: Es geht nicht, erst recht nicht in Baden-

Württemberg. Denn die Landesverfassung formuliert 
hierzu einen klaren Maßstab: „Jeder junge Mensch hat 
ohne Rücksicht auf Herkunft oder wirtschaftliche Lage 
das Recht auf eine seiner Begabung entsprechende 
Erziehung und Ausbildung.“ In Verbindung mit dem 
Grundgesetz, demzufolge niemand wegen seiner Hei-
mat oder Herkunft benachteiligt werden darf, schließt 
dies Studiengebühren für Nicht-EU-Studierende aus. 
Etwas anders sieht dies Theresia Bauer, baden-würt-
tembergische Ministerin für Wissenschaft, Forschung 
und Kunst. Für Studierende, die keine gefestigte 
soziale Verankerung in Deutschland hätten, so schreibt 
sie in einem Brief an das ABS, seien selektive Studi-
engebühren möglicherweise doch legal. Denn diese 
Studierenden seien nicht Teil der deutschen Solidarge-
meinschaft. Die Debatte in Baden-Württemberg werde 
deshalb fortgeführt. 

Politischer Zündstoff
Protest gab es hiergegen bereits innerhalb der baden-
württembergischen Koalition – von der SPD. „Es 
wird keinen Rückschritt in Sachen Studiengebühren 
geben“, verspricht der SPD-Landesverband. Viele aus-
ländische Studierende kämen aus Krisenstaaten und 
Entwicklungsländern, sie dürften nicht abgeschreckt 
werden, so die Sozialdemokraten. Auf die Barrikaden 
rief der Vorstoß auch die Grüne Jugend im Ländle. 
Mit einem Änderungsantrag zum grünen Landes-
wahlprogramm versuchte die Jugendorganisation, die 
Debatte zu beenden und Gebühren für ausländische 
Studierende auszuschließen. Doch der Antrag schei-
terte Ende letzten Jahres in der grünen Delegierten-
versammlung. 
Wilhelm Achelpöhler zieht einen weiteren Grund 
heran, warum selektive Gebühren für EU-Ausländer 
auszuschließen sind: den Internationalen Pakt über 
wirtschaftliche und soziale Rechte, kurz: UN-Sozial-
pakt. Darin verpflichten sich alle Vertragsstaaten – 
darunter auch Deutschland –, die in dem Pakt verkün-
deten Rechte diskriminierungsfrei zu gewähren. Das 
heißt auch: unabhängig von der nationalen Herkunft. 
Zu diesen Rechten gehört es, den Hochschulunterricht 
auf jede geeignete Weise, insbesondere durch allmäh-
liche Einführung der Unentgeltlichkeit, jedermann 
und jederfrau gleichermaßen entsprechend seinen 
Fähigkeiten zugänglich zu machen. 

Warten auf das Gericht ...
In Leipzig wird nun ein Gericht entscheiden müssen. 
Eine betroffene Studentin hat gegen die Studienge-
bühren Klage eingereicht. Sie wird dabei von der GEW 
Sachsen und dem GEW-Bundesausschuss der Studen-
tinnen und Studenten unterstützt. Die Hochschule 
dagegen verteidigt sich: Weil die Landesregierung keine 
angemessenen Honorarsätze für Lehrbeauftragte zahle, 
habe man gar keine andere Wahl, als auf Studiengebüh-
ren zurückzugreifen, sagt der Rektor Robert Ehrlich. 
Außerdem könnten sich die Betroffenen auf ein Sti-
pendium der Hochschule bewerben, um einen Teil der 
Studiengebühren erstattet zu bekommen. Immerhin, 
einzelnen könnte das helfen – aber warum sollen 
Studierende aus fernen Ländern ein Studiengebühren-
Stipendium brauchen, das für Studierende mit dem rich-
tigen Pass nicht nötig ist? Zudem ist der Stipendientopf 
gedeckelt: Nur ein Viertel der Gebühreneinnahmen 
fließt in den Stipendientopf – der Rest kann folglich 
auch nicht erstattet werden. 

... und auf die EU-Kommission
Keine zwei Jahre, nachdem mit Niedersachsen das letzte 
Bundesland allgemeine Studiengebühren abgeschafft hat, 
sind Gebührenfragen zurück auf der Agenda. Horst Hipp-
ler, Präsident der Hochschulrektorenkonferenz, wünschte 
sich bereits eine bundesweite Möglichkeit, von Studie-
renden aus Nicht-EU-Staaten Gebühren zu erheben. 
Auch der Rektor der RWTH Aachen und der Präsident 
der TU München haben sich für die Ausländer-Gebühr 
ausgesprochen. Vor zehn Jahren war die Uni Bonn schon 
einmal vorgeprescht und hatte eine Gebühr von 150 
Euro für ausländische Studierende eingeführt. Doch die 
Studierenden liefen Sturm – nach drei Jahren beschloss 
der Uni-Senat, die Gebühr wieder abzuschaffen. 
In den künftigen Semestern werden sich viele der 
Geflüchteten, die aktuell nach Deutschland kommen, 
um einen Studienplatz bewerben. Sie alle stammen aus 
Nicht-EU-Staaten. Die Debatte um Gebühren für diese 
Gruppe gewinnt damit an Brisanz. Der EU-Kommission 
liegt die Beschwerde des ABS seit November vor. Eine 
Antwort gibt es noch nicht. 

Sonja Staack ist Referentin im Vorstandsbereich  
Hochschule und Forschung der GEW

Fo
to

: F
ot

ol
ia

7READ.ME – ZEITUNG FÜR STUDIERENDE

Streit um Gebühren für internationale Studierende
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Studienfinanzierung bleibt prekär
// Nach sechs Jahren Stillstand beginnt im 
August die BAföG-Reform zu greifen. Doch 
von den Erhöhungen bleibt nicht viel übrig, 
und tausende Studierende fallen aus der 
Förderung. Auch die Mietkosten laufen den 
Studierenden davon. //

In diesem Jahr kommt sie endlich, die lang ersehnte 
BAföG-Reform. Jahrelang wurde um sie gestritten und 
danach jahrelang gewartet, denn die im August 2016 
eintretende Reform wurde bereits 2014 beschlossen. 
Viel vertane Zeit ging auch vor dem Beschluss ins Land, 
genau genommen wurde das Bundesausbildungsför-
derungsgesetz (BAföG) seit 2010 nicht mehr an die 
Realität angepasst. Es brauchte ordentlich Druck von 
Studierendverbänden, Gewerkschaften und anderen 
Einrichtungen, bevor 2014 endlich ein Gesetz auf dem 
Tisch lag. Dieses wurde den zahlreichen förderwilligen 
Studierenden dann wahlweise als „größte BAföG-
Reform aller Zeiten“ (CDU) oder als „Chancengleichheit 
hoch²“ (SPD) präsentiert.

Reform? Reförmchen... 
Doch während die Einnahmen im Haushalt des Bundes 
sprudeln, hat die Große Koalition den Spielraum für 
eine wirksame Verbesserung der Studienfinanzie-
rung kleingerechnet. So gibt es zum Wintersemester 
2016/17 zwar bei den Bedarfssätzen sieben Prozent 
oben drauf, was den BAföG-Höchstsatz von 597 Euro 
auf 649 Euro steigen lässt. Auch die Freibeträge auf 
das Einkommen der Eltern erhöhen sich um sieben 

Prozent. Studierende dürfen nun bis zu 450 Euro 
monatlich aus abhängiger Beschäftigung dazu verdie-
nen. Doch seit der letzten Erhöhung in 2010 sind die 
Preise kräftig angestiegen, sodass bereits 2014 eine 
siebenprozentige Erhöhung gerade einmal die Inflation 
ausgeglichen hätte. Von einer Erhöhung konnte also 
schon keine Rede mehr sein, als sich die Koalition 
endlich geeinigt hatte. Umso drastischer, dass sie die 
„Erhöhung“ noch weiter in die Ferne geschoben hat. 
Viele Studierende werden zudem nicht nur die zu ge-
ringen Fördersätze aufbessern, sondern sich gänzlich 
andere Geldquellen suchen müssen. Seit der letzten 
Erhöhung sind nicht nur die Lebenshaltungskosten 
gestiegen, sondern zum Glück konnten auch Lohner-
höhungen erkämpft werden. Dies betrifft vor allem 
Eltern, die zu wenig verdienen, um ihren Kindern ein 
Studium zu finanzieren, aber zu viel, damit die Kinder 
BAföG bekommen. Die Opposition hat berechnet, dass 
bis zu 60.000 Schüler/innen und Studierende aus der 
Förderung fallen, weil die Erhöhung der Freibeträge 
verschleppt wird. 

Mietausgaben kaum zu decken
Wie sehr die Studienfinanzierung der Realität hin-
terher hinkt, zeigt sich besonders bei den Mieten. 
Bisher waren im Fördersatz 224 Euro für die Miete 
vorgesehen, mit der Reform werden es 250 Euro sein. 
Eine überproportionale Anhebung, wie die Bundesre-
gierung verlauten lässt. Aber leider nur überpropor-
tional im Verhältnis zu der verpassten Reform. Denn 
die Mieten sind vielerorts bereits im Schnitt weitaus 

Trotz BAföG-Reform

höher und steigen stark an. Laut der letzten Sozialer-
hebung des Deutschen Studentenwerks (DSW) haben 
Studierende im Jahr 2012 durchschnittlich 298 Euro 
für die Miete zahlen müssen. Wesentlich günstiger 
war es nur bei Wohnheimplätzen, doch gerade hieran 
mangelt es gewaltig. Laut DSW braucht es 25.000 
zusätzliche öffentlich geförderte Wohnheimplätze 
bundesweit. Das Bundesbauministerium fördert zwar 
einige Neubauprojekte – die in diesem Programm 
angepeilte Warmmiete liegt mit 260 Euro allerdings 
schon jetzt über dem künftig im BAföG vorgesehenen 
Betrag und muss auch nur für einige Jahre konstant 
bleiben.
Die Studienfinanzierung bleibt also weiterhin ein 
prekäres Projekt. Dabei gäbe es eine Möglichkeit zu 
verhindern, dass wieder eine gesamte Studierenden-
generation keine Anpassung der Studienfinanzierung 
an ihre Lebensrealität erfährt. Durch eine automa-
tische Kopplung an die Entwicklung von Einkommen 
und Preisen würde sich das BAföG dynamisch an den 
Bedarf angleichen. Bundesbildungsministerin Johanna 
Wanka lehnte diesen Vorschlag ab, da er nicht die 
Lebensrealität der Studierenden abbilde. Die aktuelle 
Reform tut dies jedoch nicht einmal in Ansätzen. Von 
der dringend notwendige Umwandlung in einen Voll-
zuschuss ganz zu schweigen.

Matthias Schröder studiert in Berlin und ist  
Sprecher des Bundesausschusses der Studentinnen  
und Studenten in der GEW

Facebook:	www.facebook.com/GEWStudis
Twitter: www.twitter.com/GEWStudis

Von 224 auf 250 Euro soll die BAföG- 
Wohnpauschale steigen – viel zu  
wenig in vielen Hochschulstädten
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